
Ein „zeitgemäßes“ Gesetz
Von Rechtsanwalt K. Katzenberger, Bad Tölz' (Obb.)
In der Gesetzgebungsübersicht für die amerikanische 

Zone (Neue Justiz 1948 S. 171) befindet sich ein Hinweis 
auf das bayerische Gesetz Nr. 89 vom 14. 11. 1947 über die 
Meldepflicht von Fehl- und Frühgeburten. Zu diesem Ge­
setz sollte schon seit einiger Zeit in der „Neuen Justiz“ vom 
Standpunkt der Rechtsentwicklung in der sowjetischen 
Besatzungszone Stellung genommen werden. Nunmehr ist 
bei der Redaktion ein Beitrag zu diesem Thema aus Bayern 
selbst eingegangen, dem wir gern Raum geben, da er von 
einem Verfasser stammt, der die Verhältnisse, unter denen 
das Gesetz entstanden und für die es gedacht ist, aus 
eigener Anschauung kennt. D. Red.

Im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 17/1947 ist auf S. 214 das Gesetz Nr. 89 über die 
Meldepflicht von Fehl- und Frühgeburten vom 14.11.
1947 veröffentlicht. Es hat durch das Gesetz vom 16. 6.
1948 zur Abänderung des Gesetzes Nr. 89, veröffentlicht 
im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/48 
S. 111, „gewisse Milderungen“ erfahren. So lauten nun­
mehr die ersten drei Paragraphen des vom Landtag 
des Freistaates Bayern beschlossenen Gesetzes Nr. 89 
wie folgt:

,,§ 1 Jede vor Vollendung der 32. Schwangerschaftswoche 
eingetretene Fehlgeburt (Fruchtabgang) oder Frühgeburt 
ist binnen drei Tagen dem für den Ort des Ereignisses 
zuständigen Gesundheitsamt schriftlich unter Angabe der 
Dauer der Schwangerschaft und des Alters der Schwan­
geren anzuzeigen.
§ 2 (1) Zur Anzeige sind verpflichtet in nachstehender 
Reihenfolge:

1. der hinzugezogene Arzt,
2. die hinzugezogene Hebamme.
(2) Diese Personen haben den Namen, den Geburts­

tag und die Wohnung der Schwangeren in einem beson­
deren Verzeichnis zu vermerken, das dauernd auf dem 
Laufenden zu halten ist. Das Recht zur Einsichtnahme in 
dieses Verzeichnis steht nur dem Amtsarzt persönlich zu.

(3) Bei Hinzuziehung eines Arztes hat dieser auch 
dem für seinen Dienstsitz zuständigen Gesundheitsamt die 
erforderliche Anzeige zu erstatten.
§ 3 Wer vorsätzlich oder fahrlässig der ihm in §§ 1 und 2 
dieses Gesetzes auferlegten Anzeigepflieht zuwiderhandelt, 
wird mit Geldstrafe bis zu 150 RMi) oder mit Haft 
bestraft. “

In der vom 18.12.1947 bis zum 1. 6.1948 geltenden 
alten Fassung des Gesetzes Nr. 89 war für die schrift­
liche Anzeige auch die Angabe des Namens, des Ge­
burtstages und der Wohnung der Schwangeren gefor­
dert worden, während der besonders wichtige, nun­
mehr gestrichene Absatz 2 des § 1 Folgendes be­
stimmt hatte:

,,Bei Schwangerschaftsunterbrechungen ist eine ausführ­
liche medizinische Begründung für den Eingriff vom 
unterbrechenden Arzt unter Mitunterzeichnung eines wei­
teren approbierten Arztes dem zuständigen Gesundheitsamt 
zu geben.“

In § 2 besteht die Milderung darin, daß die An­
zeigepflicht für „jede sonst zur Hilfeleistung bei der 
Fehlgeburt (Fruchtabgang), Frühgeburt oder Schwan­
gerschaftsunterbrechung hinzugezogene Person“ in 
Wegfall gekommen ist. Aber der oben wiedergegebene 
Absatz 2 des § 2 über die Führung eines besonderen 
Verzeichnisses durch die hinzugezogenen Ärzte und 
Hebammen und das Recht zur Einsichtnahme in dieses 
Verzeichnis für den Amtsarzt ist neu eingefügt 
worden.

Weder die Weisheit noch die Klugheit, weder der 
Geist des Fortschritts noch der des sozialen Friedens 
haben bei der Schaffung dieses Gesetzes Pate gestan­
den. Von reaktionärer Engherzigkeit und sozialer Ver­
ständnislosigkeit scheinen mir die Urheber des Ge­
setzes und die Volksvertreter, die es beschlossen haben, 
mißleitet worden zu sein. Die vom Gesetz statuierte, 
mit einer Strafdrohung bewehrte Anzeigepflicht hat 
eine gewisse Ähnlichkeit mit der Anzeigepflicht bei 
der Feststellung von Geschlechtskrankheiten. Das 
Reichsgesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrank­
heiten vom 18. 2.1927 hat in seinen §§ 8 und 9 eine 
Aufklärungs- bzw. Anzeigepflicht für die Ärzte fest­
gelegt. Man sieht es diesen Bestimmungen wie dem 
ganzen Gesetz (z. B. den Vorschriften über die An­
wendung unmittelbaren Zwanges in §4 Absatz IV).an, 
wie heftig der damalige Gesetzgeber um einen gerech­
ten Ausgleich zwischen dem Anspruch der Allgemein­
heit auf Schutz und dem Freiheitsrecht des Einzelnen 
gerungen hat. So ist die Anzeigepflicht von der Be­
dingung abhängig, daß der Kranke sich der ärztlichen 
Behandlung oder Beobachtung entzieht oder andere

infolge seines Berufes oder seiner persönlichen Ver­
hältnisse besonders gefährdet. Gerade ein Vergleich 
der Anzeigepflicht bei der Wahrnehmung von Ge­
schlechtskrankheiten mit der vom bayerischen Gesetz 
Nr. 89 angeordneten Anzeigepflicht lehrt, wie eine 
Rechtseinrichtung, die dort n o t w e n d i g  ist, wo sie 
übergeordneten s o z i a l e n  Interessen dient, hier ein 
ü b e r f l ü s s i g e s ,  j a  s c h ä d l i c h e s  Instrument 
des P o l i z e i  Staates gegenüber dem f r e i e n  Bereich 
der menschlichen Persönlichkeit wird.

Die Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten, die 
durch die Kontrollrat-Direktive Nr. 52 vom 7.5.1947 
(vgl. insbesondere Artikel III!)2) den Zonenbefehls- 
habem und damit auch den deutschen Behörden er­
neut zur R e c h t s  pflicht gemacht worden ist, fordert 
starke und tiefe Eingriffe in die Sphäre der indivi­
duellen Freiheit. Sie rechtfertigen sich aus einer so­
z i a l e n  Zweckbestimmung; die G e s a m t h e i t ,  und 
in ihr jeder Einzelne der Gesamtheit, soll gegen die 
Weiterverbreitung der venerischen Seuchen geschützt 
werden; die soziale Gemeinschaft soll vor den Folgen 
einer unbedachten, gleichgültigen oder rücksichts­
losen Haltung des Einzelnen bewahrt werden; der ein­
zelne Mensch soll zur bewußten Verantwortung gegen­
über seinesgleichen erzogen werden. Gerade die For­
derung des Artikels Ib der genannten Kontrollrat- 
Direktive, daß einheitliche Bestimmungen in bezug auf 
die Entdeckung vop Fällen von Geschlechtskrankheiten 
und die pflichtmäßige Meldung derartiger Fälle an 
die zuständigen Behörden herbeizuführen seien, ent­
springt dem Bestreben des Schutzes der Gesellschaft 
vor dem asozialen Verhalten de»1 Einzelnen.

Das famose bayerische Gesetz Nr. 89 kann derlei 
Überlegungen zu seiner inneren Rechtfertigung nicht 
anführen. Es ist eine Auswirkung des polizeistaatlichen 
Ungeistes, der sich da und dort im bayerischen Rechts­
leben verbreitet. Auffällig ist hier vor allem die 
innige Wahlverwandtschaft der Schöpfer des Gesetzes 
Nr. 89 mit dem nationalsozialistischen Gesetzgeber.

Die 4. VO zur Ausführung des Gesetzes zur Ver­
hütung erbkranken Nachwuchses vom 18.7.1935 (RG­
Bl. I S. 1035) enthält in ihrem Artikel 12 das Vorbild 
des bayerischen Gesetzes Nr. 89. Die Absätze 1 bis 3 
des genannten Artikel 12 lauteten:

,,(1) Jede Unterbrechung der Schwangerschaft sowie jede 
vor Vollendung der 32. Schwangerschaftswoche eintretende 
Fehlgeburt (Fruchtabgang) oder Frühgeburt sind binnen 
drei Tagen dem zuständigen Amtsarzt schriftlich anzu­
zeigen.
(2) Zur Anzeige sind verpflichtet:

1. der hinzugezogene Arzt,
2. die hinzugezogene Hebamme,
3. jede sonst zur Hilfeleistung bei der Fehlgeburt 

(Fruchtabgang) oder Frühgeburt hinzugezogene 
Person mit Ausnahme der Verwandten, Verschwä-

— gerten und der zum Hausstand der Schwangeren
gehörenden Personen.

(3) Jedoch tritt die Verpflichtung der in der vorstehenden 
Reihenfolge später genannten Personen nur dann ein, wenn 
ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden oder 
an der Erstattung der Anzeige verhindert ist.“

. Was ist nun kritisch zu dieser vom nationalsozia­
listischen Gesetzgeber eingeleiteten, durch den Zusam­
menbruch des nationalsozialistischen Regimes unter­
brochenen, vom gegenwärtigen bayerischen Landes­
gesetzgeber wieder aufgenommenen Rechtsentwicklung 
zu sagen? Zwar wurde das ärztliche Berufsrecht zur 
Schwangerschaftsunterbrechung durch die Bestimmung 
in § 14 Absatz 1 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses in der Fassung des Änderungsgesetzes 
vom 26.6.1935 (RGBl. I S. 773) anerkannt. Bis zum 
Inkrafttreten dieser Bestimmung hatte man sich mit 
dem Grundsatz der Güter- und Pflichtenabwägung 
beholfen. (Vgl. vor allem die berühmte Entscheidung 
des Ersten Strafsenats des Reichsgerichts vom 11.3. 
1927, RGSt. Bd. 61 S. 243 ff.) Aber auch durch das ge­
nannte Reichsgesetz und die zitierte AusfVO, Artikel 
2 bis 14, wurde die Schwangerschaftsunterbrechung 
nur für zulässig erklärt, wenn sie ein Arzt nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst zur Abwendung einer 
ernsten Gefahr für das Leben oder die Gesundheit 
der Frau und mit deren Einwilligung (Ausnahmen in 
Artikel 3 und 4 der AVO) vornahm. Wenn auch das 
Gesetz und die AVO eine Klarstellung der Rechtslage 
bezüglich der sogenannten medizinischen Indikation
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l) Nunmehr DM gemäß § 2 des MilRegGes. Nr. 61 (Wäh­
rungsgesetz), 2) vgl. dazu Weiß in NJ 1947 S. 243 ff.


